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Gesetz 

zur Änderung der Verordnung über das Erbbaurecht 

Vom 8. Januar 1974 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel 1 

Die Verordnung über das Erbbaurecht vom 15. Ja¬ 
nuar 1919 (Reichsgesetzbl. S. 72, 122), zuletzt geän¬ 
dert durch das Gesetz zur Änderung des Wohnungs- 
eigentumsgeseizes und der Verordnung über das 
Erbbaurecht vom 30. Juli 1973 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 910), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 9 wird folgende neue Vorschrift einge¬ 
fügt: 

»§ 9 a 

(1) Dient das auf Grund eines Erbbaurechts 
errichtete Bauwerk Wohnzwecken, so begründet 
eine Vereinbarung, daß eine Änderung des Erb¬ 
bauzinses verlangt werden kann, einen Anspruch 
auf Erhöhung des Erbbauzinses nur, soweit diese 
unter Berücksichtigung aller Umstände des Ein¬ 
zelfalles nidit imbillig ist. Ein Erhöhungsanspruch 
ist regelmäßig als unbillig anzusehen, wenn und 
soweit die nach der vereinbarten Bemessungs¬ 
grundlage zu errechnende Erhöhung über die seit 
Vertragsabschluß einge trete ne Änderung der all¬ 
gemeinen wirfschaftlicben Verhältnisse hinaus- 


geht. Änderungen der Grundstückswertverhält¬ 
nisse bleiben außer den in Satz 4 genannten 
Fällen außer Betracht. Im Einzelfall kann bei 
Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere 

1. einer Änderung des Grundstückswertes infolge 
eigener zulässigerweise bewirkter Aufwendun¬ 
gen des Grundstückseigentümers oder 

2. der Vorteile, welche eine Änderung des Grund¬ 
stückswertes oder die ihr zugrunde liegenden 
Umstände für den Erbbauberechtigten mit sich 
bringen, 

ein über diese Grenze hinausgehender Erhö¬ 
hungsanspruch billig sein. Ein Anspruch auf Er¬ 
höhung des Erbbauzinses darf frühestens nach 
Ablauf von drei Jahren seit Vertragsabschluß 
und, wenn eine Erhöhung des Erbbauzinses be¬ 
reits erfolgt ist, frühestens nach Ablauf von drei 
Jahren seit der jeweils letzten Erhöhung des Erb¬ 
bauzinses geltend gemacht werden, 

(2) Dient ein Teil des auf Grund des Erbbau¬ 
rechts errichteten Bauwerks Wohnzwecken, so gilt 
Absatz 1 nur für den Anspruch auf Änderung 
eines angemessenen Teilbetrages des Erbbauzin¬ 
ses. 
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(3) Die Zulässigkeit einer Vormerkung zur 
Sicherimg eines Anspruchs auf Erhöhung des Erb¬ 
bauzinses wird durch die vorstehenden Vorschrif¬ 
ten nicht berührt," 

2, § 21 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. eine dem § 20 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 ent- 
sp rech e n d e T i 1 g ung v erei nl)a rt w ird und". 

Artikel 2 

(1) Für nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
fällig werdende Erbbauzinsen ist § 9 a der Ver¬ 
ordnung über das Erbbaurecht in der Fassung des 
Artikels 1 Nr. 1 dieses Gesetzes auch bei Verein¬ 
barungen dos dort bezeichneten Inhalts anzuwenden, 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes geschlossen 
worden sind. 


(2) Ist der Erbbauzins auf Grund einer solchen 
Vereinbarung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erhöht worden, so behält es hierbei sein Bewenden, 
Der Erbbauberechtigte kann jedoch für die Zukunft 
eine bei entsprechender Anwendung der in Absatz 1 
genannten Vorschrift gerechtfertigte Herabsetzung 
dann verlangen, wenn das Bestehenbleiben der Er¬ 
höhung für ihn angesichts der Umstände des Einzel- 
falles eine besondere Härte wäre. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am siebenten Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bc^nn, den 8. Januar 1974 

Der Bundespräsident 
Heinemann 


Der Bundeskanzler 
Brandt 


Der Bundesminister der Justiz 
Gerhard Jahn 
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Gesetz 

zur Änderung des Gesetzes 
über die Haftpflichtversicherung 
für ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 

Vom 11. Januar 1974 


Der Bundes lag hal, das folgende Gesetz be¬ 
schlossen : 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Haftpflichtversicherung für 
ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug¬ 
anhänger vom 24. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I S.667, 
her. 1957 I S. 366), zuletzt geändert durch das Ein¬ 
führungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrig¬ 
keiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), 
wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt: 

„§ 7 a 

Erfordernis erweiterten Versicherungsschutzes 

Zur Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen 
oder zur Durchführung von Rechtsakten des Rates 
oder der Kommission der Europäischen Gemein¬ 
schaften wird der Bundesminister für Verkehr er¬ 
mächtigt, für Fahrzeuge ohne regelmäßigen Stand¬ 
ort im Geltungsbereich dieses Gesetzes durch 
Rechlsverordnung ohne Zustimmung des Bundes¬ 
rates nach Anhörung der obersten Landesbehör¬ 
den zu bestimmen, daß sie auf öffentlichen Stra¬ 
ßen oder Plätzen im Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes nur gebraucht werden dürfen und ihnen 
die Einreise hierhin nur gestattet werden darf, 
wenn die durch das Fahrzeug verursachten Schä¬ 
den in allen Staaten, in die das Fahrzeug ohne 
die Kontrolle einer Versicherungsbescheinigung 
Weiterreisen kann, nach den dort geltenden Vor¬ 
schriften gedeckt sind. Die Rechtsverordnung 
kann auch Vorschriften über den Abschluß der 


Haftpflichtversicherung, deren Nachweis durch 
eine Versicherungsbescheinigung, den Inhalt und 
die Prüfung der Versicherungsbescheinigung und 
die beim Fehlen der erforderlichen Bescheinigung 
nötigen Sicherungsmaßnahmen enthalten." 

2. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Pflege der Beziehungen mit dem Aus¬ 
land, zur Erfüllung völkerrechtlicher Verpflich¬ 
tungen oder zur Durchführung von Rechtsakten 
des Rates oder der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften kann der Bundesminister für Ver¬ 
kehr unter derselben Voraussetzung durch 
Rechts Verordnung ohne Zustimmung des Bundes¬ 
rates nach Anhörung der obersten Landesbehör¬ 
den allgemeine Ausnahmen von § 1 Abs. 1 bis 4 
oder von den Vorschriften über den Inhalt von 
Versicherungsbescheinigungen genehmigen." 

3. § 9a Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

Nach den Worten „§ 7 Buchstabe a" werden die 
Worte „oder § 7a" eingefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 11. Januar 1974 

Der Bundespräsident 
Heinemann 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister 
für Forschung und Technologie 
und für das Post- und Fernmeldewesen 
Horst Ehmke 


Der Bundesminister für Verkehr 
Lauritzen 
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
zur vorübergehenden Änderung der Verordnung 
über die Beförderung gefährlicher Güter auf dem Rhein 

(ADNR) 

Vom 3. Januar 1974 


Auf Grund des § 3 Abs, 1 des Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Binnen- 
sehilfahrt vom 15. Februar 1956 (Bimdesgcsetzbb II 
S. 317), ziiletzl geändert durch Gesetz vom 14. April 

1971 (Bundes ge sedzbL I S. 345), in Verbindung mit 
Artikel 3 der Vc'rordnung über die Beförderung ge- 
fährfichor Güior auf dem Rliein (ADNR) — Anlage 
zur Verordnung /ur Finführung der Verordnung über 
die Befeirderung g<Jahi liehen Güter auf dem Rhein 
(ADNR) und liber die Ausdehnung dieser Verord¬ 
nung auf die übrigen Bundeswasserstraßen vom 
23. November 1971 '(Buridesgeselzbl. 1 S. 1851), ge- 
ünderf durch die Verordnung vom 29. Dezember 

1972 (Bundosgeset/bb I 1973 S. 9) - - wird verordnet: 

§ 1 

§ 5 der Verordnung zur vorübergehenden Ände¬ 
rung der Verordnung über die Beförderung gefähr¬ 
licher Güter auf dem Rhein (ADNR) vom 19. De¬ 
zember 1972 (Bundesge.setzbl. I S. 2497), geändert 
durch die Verordnung vom 20. Juni 1973 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 637), wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 wird gestrichen. 


2. Die Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 11 des Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Binnenschiffahrt auch im Land Berlin. 


§3 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1974 in Kraft. 

(2) Schubleichter, die am 1. Juli 1973 auf dem 
Rhein noch nicht in Betrieb waren, sind von der 
Verpflichtung nach Randnummer 10 181 Abs. 2 letz¬ 
ter Satz in der Fassung der ÄnderungsVerordnung 
vom 20. Juni 1973 befreit, wenn sie auf den übrigen 
Bundeswasserstraßen vor dem 1. Januar 1974 in 
Betrieb genommen worden sind. 


Bonn, den 3. Januar 1974 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
Wittrock 



Nr. 
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Anordnung 

zur Änderung der Anordnung über die Ernennung und Entlassung 
von Burideshetunten im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

Vom 20. Dezember 1973 

Aul (nuiul des Artikels 1 der Anordnung des 
BüIldesprasidealen über die Ernennung und Entlas¬ 
sung der Bundes beamten und Richter im Bundes- 
dienst voitj 3. Juli 1969 (Buiidesgesetzbl. I S. 713), 
geändert durch die Anordnung des Bundespräsiden¬ 
ten vom 23. Februar 1972 (Biindesgesetzbl. I S. 288), 
wird ungeordnet: 


r. 

r.)ie Anordnung über die Ernennung und Entlas¬ 
sung von Beamten im Geschäftsbereich des Bundes¬ 
minis tcrs des Innern vom 8. Juli 1972 (Bundesgesetz¬ 
blatt l S. 1388) wird wie folgt ergänzt: 

Tn Absclinitt I Buchstabe b werden hinter den Wor¬ 
ten „dem Präsidenten des Bundesarchivs" die Worte 
„dem Präsidenten der Bundesstelle für Umweltan- 
g c. 1 ('g('n fi ei \. en" eingefügt. 

II. 

Diese Anordnung tritt am Tage nach der Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Bonn, den 20. Dezember 1973 

Der Bundesminister des Innern 
Genscher 
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Bekanntmachung 

über Enteignungen für Zwecke der Deutschen Bundesbahn 
Vom 28. Dezember 1973 

Die Bundesregierung hat mit Wirkung vom 17. De¬ 
zember 1973 folgenden Beschluß gefaßt: 

Nach § 37 Satz 2 des Bundesbahngesetzes vom 
13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955) wird 
für das Bauvorhaben der Deutschen Bundesbahn 
„Neubaustrecke Hannover-Gemünden, Abschnitte 
Hannover-Bismarckstraße bis Rethen (Leine) und 
Abzweigung Waldhausen bis Abzweigung Wald¬ 
heim" die Enteignung für zulässig erklärt. 


Bonn, den 28. Dezember 1973 
E 1/32.04.06/100 B 73 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
W ittrock 


Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 27. November 1973 — 2 BvL 12/72, 2 BvL 3/73 —, 
ergangen auf Vorlagen des Amtsgerichts Opladen 
und des Amtsgerichts Passau, wird nachfolgender 
Entscheidungssatz veröffentlicht; 

Die §§49 Absatz 1, 60 Absatz 2 Nummer 1 und 2 
sowie § 61 des Gesetzes über das Zentralregister 
und das Erziehungsregister (Bundeszentralregister¬ 
gesetz — BZRG) vom 18. März 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 243) sind mit dem Grundgesetz ver¬ 
einbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß § 31 
Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfassungs¬ 
gericht Gesetzeskraft. 


Bonn, den 3. Januar 1974 


Der Bundesminister der Justiz 
Gerhard Jahn 
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20. 12. 73 Fünfzigste Durchführungsverordnung zur Luftver¬ 
kehrs-Ordnung (Anwendung von Sekundärradar 
im unteren Luftraum der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land) 

20, 12. 73 Zweite Verordnung zur Änderung der Zweiund- 
dreißigsten Durchführungsverordnung zur Luft¬ 
verkehrs-Ordnung (Anwendung von Sekundär¬ 
radar im oberen Luflrcunn der Bundesrepublik 
Deutschland) 

%0-2-3'2 

20.12.73 Neufassung der Zwei unddreißigsten Durchfüh¬ 
rungsverordnung zur Luftverkehrs-Ordnung (An¬ 
wendung von SekundäiTddar im oberen Luftraum 
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ÜG-l-2-32 
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schiffahrt 


2 4.1.74 5.1.74 

2 4. 1. 74 15. 1. 74 

2 4. 1.74 7. 1.71 

5 9. 1.74 15. 1.74 






40 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1974, Teil I 


Himveis auf Reditsvorschrifien der Eiiropäisctien Gemeinschaften, 

die mit: ihrer V('röJ(eniljchüng im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
iinmiUell)are Rechlswirksainkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 


Dtii.iim und Bny,('i( hmjng dor Rechtsvorschrift 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom Nr./Seite 


Vorschriften für die Agrarwirtschaft 


10. 12. 73 

V c r o i: (1 u 111 n) (E VV C <) N r. 3373. 7 3 d e R a l c s ü h e r die Ei nf uh i 
be.slimnrloi i d n d w i r 1 s c h a f t 1 i c h er Erzeugnisse 
inil. Ursprung in detr Türkei in die Gemein schüft 

15. 12. 73 

L 

345/T 

14. 12. 73 

Verordniijuj (EWGl Nr. 3377 73 der Kommisstün zur Festsel- 
zung dm nul CUrtreide, Mehle, Grobgrieß und Fein- 
grieß von \A'ei/on oder Roggen anwendbaren Altschöpfun¬ 
gen bei drn' Einfuhi 

15. 12. 73 

L 

345/10 

14. 12. 73 

VerordiHing (EWG) Ni, 3378/73 der Kommission über die 
Feslsel/ning der Ihdmhm, die den Abschöpfungen bei der Ein¬ 
fuhr hir G e 1 r v i d o , M e h i und M a 1 2 hinzugefügt wer¬ 
den 

15. 12. 73 

L 

345/12 

14. 12. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 3379/73 der Kommission zur Ände¬ 
rung der bei der ErsUittung für Getreide anzuwendenden 
Berichtigung 

15. 12.73 

L 345/14 

14. 12.73 

Verordnung (EW'G) Nr. 3380/73 der Kommission über die 
Festsetzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weiß- 
z u. c k (} r und R o h 1 u c k e r 

li5. 12. 73 

L 

345/16 

14. 12. 73 

Verordnnng (EWG) Nr. 3381/73 der Kommission zur Festset¬ 
zung dei' y\bschöpfLingen bei der Ausfuhr von stärkehal- 
t i g e n Erz 0 u g nis s e n 

15. 12. 73 

L 345/17 

14. 12.73 

Verordnung (EWG) Nr. 3382/73 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Milch und 
Milch e r z e. u g n i s s e n 

15. 12. 73 

L 

345/19 
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